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Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat  Lühr:  Ich  kann  hier  so  viel  sagen:  Ich
halte das für notwendig, aber ich bitte mir nachzu-
sehen, dass ich jetzt keine detaillierten Auskünfte für
die Bereiche der Kindertagesstätten und der Schu-
len geben kann. Mir ist das Problem bekannt, wir ver-
suchen, das auch aus der zweiten Reihe zu unterstüt-
zen. Ich bin da aber kein Experte.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Bernhard! – Bitte sehr!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Herr Staatsrat,
Sie haben ausgeführt, dass insbesondere die Teilzeit-
quote bei den Frauen exorbitant viel höher ist als bei
den Männern. Auch bei der Teilzeitausbildung ist das
Verhältnis klar zutage getreten. Mich würde interes-
sieren, unabhängig von den Auditierungen, wie die
Möglichkeit ist, Teilzeitarbeitsplätze mit Führungs-
positionen zu verbinden. Gibt es da entsprechende
unterstützende Maßnahmen? Das würde bedeuten,
sich letztendlich darum kümmern zu müssen, dass es
nicht nur Vollzeitarbeitsplätze sind, die für diese ge-
hobenen Positionen infrage kommen, und das wäre aus
frauenspezifischer Sicht durchaus wünschenswert.

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Lühr: Einmal kann ich Ihnen sagen, dass
der Senat das personalpolitisch begrüßt. Damit kann
man noch nicht viel anfangen, sondern es kommt auf
die Praxis an. Wir haben in den Ausschreibungsricht-
linien die Vorgabe, dass jeweils mit zum Ausdruck
kommen muss, ob die Position teilzeitgeeignet ist. Wir
haben eine ganze Reihe von Funktionen, die auch
in Teilzeit besetzt werden. Ich würde aber mit Ihnen
übereinstimmen, dass es noch zu wenige sind und
wir da viel experimentierfreudiger sein müssen. Daher
ist das eine Aufgabe, die mit verantwortlichen Füh-
rungskräften in der Verwaltung für die Gesamtstruktur
weiterentwickelt werden muss. Ich räume ein, dass
da Nachholbedarf besteht.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Bevor ich die nächste Anfrage aufrufe, begrüße ich
auf dem Besucherrang recht herzlich Schülerinnen
und Schüler des Collège Montaigne aus Frankreich
und ihre Gastgeber, die Schülerinnen und Schüler
eines Schüleraustausches des achten und neunten
Jahrgangs der Wilhelm-Raabe-Schule aus Bremer-
haven. – Seien Sie ganz herzlich willkommen!

(Beifall)

Die neunte Anfrage in der Fragestunde befasst sich
mit dem Thema „Weitere Planungen bei den Werk-
stufen an Schulen in Bremen und Bremerhaven?“.

Die Anfrage trägt die Unterschriften der Abgeord-
neten Frau Dogan, Dr. Güldner und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Fecker!

Abg. Fecker (Bündnis 90/ Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens:  Welche  Planungen  verfolgt  der  Senat
grundsätzlich bei der Auswahl von Standorten für die
Werkstufen, Berufliche Schulen, Oberschulen, Gym-
nasien, in Bremen und Bremerhaven und mit welchen
fachlichen Schwerpunkten?

Zweitens: Verfolgt der Senat Planungen – neben
der auf zwei Jahrgänge befristeten Beschulung von
Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem
Förderbedarf im Bereich Wahrnehmung und Entwick-
lung am Gymnasium Vegesack –, an weiteren Gym-
nasien Schülerinnen und Schüler mit diesem Schwer-
punkt zu beschulen und mit welcher Begründung?

Drittens: Welche pädagogischen, räumlichen und
konzeptionellen Kriterien spielen bei der Entschei-
dung für den Standort neuer Werkstufen eine Rolle?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt.

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Für
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Planungen für die Auswahl von
Werkstufenstandorten basieren in der Stadtgemeinde
Bremen auf dem der Deputation am 24. März 2011
mit der Vorlage Nummer G 115/17 vorgelegten und
einstimmig beschlossenem Konzept zur Beschulung
der Werkstufe für Schülerinnen und Schüler mit son-
derpädagogischem  Förderbedarf,  Wahrnehmungs-
und Entwicklungsförderung. Danach erfolgt die Be-
schulung im Hinblick auf die inhaltliche Orientierung
an den Arbeitsfeldern selbstständige Lebensführung,
Selbstversorgung, Mobilität, Wohnen, Freizeit und Ar-
beit grundsätzlich an berufsbildenden Schulen. Der-
zeit werden Werkstufenklassen an der Berufsschule
für den Einzelhandel, am Schulzentrum Neustadt für
den Bereich Hauswirtschaft und Sozialpädagogik, am
Schulzentrum Walle im Bereich Gesundheit und am
Schulzentrum Vegesack im Bereich Metall und Holz
beschult. In einem befristeten Übergangsmodell wird
jeweils eine Klasse im Gymnasium Vegesack, an der
Oberschule an der Ronzelenstraße und an der Ober-
schule an der Julius-Brecht-Allee unterrichtet. Auf-
grund der Bedarfslage im Bremer Osten sollen ab dem
Schuljahr 2014/2015 weitere Klassenverbände in der
berufsbildenden Schule in der Walliser Straße beschult
werden.

In Bremerhaven erfolgt die Beschulung von Schü-
lerinnen  und  Schülern  mit  Förderschwerpunkten
Wahrnehmung und Entwicklung in der Werkstufe der
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Anne-Frank-Schule in Bremerhaven-Weddewarden.
Im Entwicklungsplan Inklusion für die Stadt Bremer-
haven, den der Ausschuss für Schule und Kultur im
März  2011  beschlossen  hat,  wurde  festgelegt,  den
Standort Weddewarden für die Werkstufe zu nutzen.
Am Standort Weddewarden sind drei Klassenverbän-
de, Unter- und Oberstufe der Fachschule für Heiler-
ziehungspflege,  Berufsfachschule  Pflegehilfe,  der
Lehranstalt für Sozialpädagogik und Hauswirtschaft
angesiedelt, mit denen die Anne-Frank-Schule eine
projektbezogene Kooperation pflegt.

Die  Anne-Frank-Schule  hat  zusammen  mit  der
Schule am Wiesendamm, Bad Bederkesa, in der Bre-
merhavener Innenstadt eine Trainingswohnung, in
der die Trainingsteilnehmer eigene Erfahrungen in
den Bereichen Wohnen und Freizeit sammeln kön-
nen. Die Anne-Frank-Schule selbst hält für die Schü-
lerinnen und Schüler Trainingsmöglichkeiten in den
Bereichen Holz, Metall, Nahrungszubereitung, Gar-
tenbau, Papiertechnik und Textil vor.

Zu Frage 2: Der Senat plant nicht, Werkstufenschü-
lerinnen  und  -schüler  mit  sonderpädagogischem
Förderbedarf im Bereich Wahrnehmung und Entwick-
lung zukünftig an Gymnasien zu beschulen. Die oben
genannte Beschulung von Werkstufenschülerinnen
und -schülern am Gymnasium Vegesack ist eine be-
fristete Übergangslösung.

Zu Frage 3: Die pädagogischen und konzeptionellen
Kriterien bei der Auswahl von Standorten in der Stadt-
gemeinde Bremen orientieren sich an den in der Vor-
lage G 115/17 festgehaltenen Erwägungen. Neben
einer ausgewogenen regionalen Verteilung und dem
Wunsch nach wohnortnaher Beschulung der Werk-
stufenschüler sollen die Raumbedarfe weiterhin mög-
lichst im Bestand darstellbar, oder mit vertretbarem
finanziellem Aufwand herstellbar sein. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Frau Schmidtke, haben Sie eine
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Frau Senatorin, Sie
haben sehr ausführlich berichtet, und ich denke, das
ist eine sehr positive Berichterstattung. Es gibt eine
Ausnahme, die Sie auch aufgeführt haben, W und E,
das heißt, geistig behinderte Jugendliche werden in
Bremen-Nord auch am Gymnasium Vegesack unter-
richtet. Das ist meiner Erinnerung nach ein Kampf
gewesen, das heißt, Eltern haben sich hier durchge-
setzt. Müssen wir uns um die adäquate Unterrichts-
erteilung dieser Schülerinnen und Schüler, das heißt,
die Vorbereitung auf ein möglichst eigenständiges Le-
ben, so wie Sie es in den Deputationsvorlagen als Ziele
für die Unterrichtserteilung beschrieben haben, Sor-
gen machen, oder haben Sie eher den Eindruck, dass
die Sache gut verläuft?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Mein Ein-
druck ist, dass es in der Hinsicht, wenn Sie es jetzt
auf den Bereich Vegesack beziehen, eine sehr gute
und gelungene Kooperation zwischen dem Gymna-
sium Vegesack und dem Schulzentrum Vegesack gibt.
Ich habe den Eindruck, dass sich die Kollegien der
jeweiligen Schulen gut zusammenfinden und einen
vernünftigen Weg finden, die Schülerinnen und Schü-
ler einerseits noch im Gymnasium Vegesack zu un-
terrichten und andererseits in der Berufsschule.

Mein Eindruck ist, dass die Schulen jetzt mit Freude
und auch mit Bereicherung darauf schauen, zurzeit
gemeinsam diese Verantwortung zu haben, und mein
Eindruck ist auch, es ist Bereitschaft vorhanden, dass
die Jugendlichen – es sind ja Jugendliche in dem Alter
– dann auch in den Berufschulstandort wechseln. Mit
den Eltern, von denen Sie auch sprachen, die da sehr
engagiert waren, gibt es auch einen regelmäßigen
Austausch, sodass ich der Auffassung bin, dass der
Weg, den wir dort gewählt haben, für die Beschulung
dort eine Übergangszeit einzurichten vor dem Wechsel
in die Berufsschule, ein richtiger Weg gewesen ist.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Mit Beantwortung dieser Anfrage ist die Fragestun-
de beendet.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen kein
Thema beantragt worden.

Konsensliste

Mitteilung des Präsidenten der Bremischen
Bürgerschaft

vom 23. September 2013

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  der  Konsensliste  seine  Zustimmung  geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
der Konsensliste zu.

(Einstimmig)

Verhütungsmittel für Geringverdienerinnen

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 13. Juni 2013

(Drucksache 18/954)
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